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Betreff Anliegerbeteiligung bei StraBen- und KanalbaumaBnahmen

Beschlussentwurf

Der Stadtentwicklungsausschuss beschlie3t die Anliegerbeteiligung bei gemeinsamen Ka-
nal- und StraRenneubaumaflnahmen gemafl dem bisherigen Verfahren durchzufiihren und
im konkreten Einzelfall auf gesonderten Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses gdfis.
weitere Anliegerversammlungen bei StralRenausbaumalnahmen durchzufihren.

Sachverhalt

Zum o.a. Betreff der Vorlage 100/2014-9, hatte der ehemalige Ortsvorsteher der Ortschaft
Roisdorf, den in der Anlage beigefiigten Antrag vom 18.03.2014 gestellt. Hierzu hat der Aus-
schuss unter TOP 16 in der Sitzung am 26.03.2014 den folgenden Beschluss (Auszug aus
der Niederschrift) gefasst:

| 16 | Anliegerbeteiligung bei StraBen- und KanalbaumaBnahmen | 100/2014-9

Beschluss:

Der Ausschuss fiir Verkehr, Planung und Liegenschaften beauftragt den Biirgermeister auf

Antrag aller Fraktionen,

1. bei kiinftigen Strallen-/KanalbaumalBnahmen, friihzeitig mit allen Gewerbetreiben-
den und Anliegern Kontakt aufzunehmen, die unmittelbar oder mittelbar von der
Malnahme betroffen sind, um mit diesen abzustimmen, wie die notwendigen Be-
eintrdchtigungen auf ein Minimum reduziert werden kénnen,

2. bei KanalbaumalBnahmen, die wie derzeit in Roisdorf eine mehrmonatige Sper-
rung von Hauptsammelstrallen (Schussgasse und K5) zur Folge haben, vor Be-
ginn der BaumalBnahme eine Anliegerversammlung durchzufiihren. In dieser Ver-
sammlung werden die Tiefbaumalnahme und die voraussichtliche Dauer der
StraBensperrung erldutert. Es muss Gelegenheit zur Aussprache und Vortrag von
Anregungen mdéglich sein. Durch Handzettel wird informiert und eingeladen,

3. den personellen und finanziellen Aufwand darzulegen, wiirde man den Vorschléa-
gen des Roisdorfer Ortsvorstehers folgen und

4. gemeinsam mit dieser Verwaltungsstellungnahme werden die Vorschlége des
Roisdorfer Ortsvorstehers erneut, zeitnah dem Ausschuss fiir Verkehr, Planung
und Liegenschaften zur Beschlussfassung vorgelegt.

- Einstimmig -
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Zu den Beschlusspunkten 3. und 4. nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung:

Der Antragsteller schlagt in seinem Schreiben vom 18.03.2014 zu o.a. Sachverhalt neue
Verfahrensschritte der Burgerbeteiligung bei zuklnftigen StraRenneubaumalinahmen vor
und bezieht sich bei der Begriindung explizit und konkret auf das Projekt Ausbau Friedrich-
stralle. Die Friedrichstralte wurde als gemeinsame Tiefbaumalinahme mit Kanalbau durch
den Stadtbetrieb Bornheim und mit Stra3envollausbau durch die Stadt realisiert.

Darstellung der Antragspunkte aus dem Schreiben vom 18.3.2014:

» Zur ersten Beratung einer StraBenausbaumafBnahme im zustandigen
Fachausschuss werden die Anlieger und die Grundeigentiimer durch die Stadt
Bornheim im Amtsblatt eingeladen.

» Nach der Beratung im Fachausschuss und vor einer stadtischen
Anliegerversammlung werden die Anlieger und die Grundeigentiimer mit
Anschreiben von der Stadt liber dieses Beratungsergebnis informiert. Diesem
Schreiben ist eine farbige Gesamtplanansicht des StraBenplanentwurfes
(mindestens im Format A3) beizufiigen. Ferner erhilt jeder Haus- bzw.
Grundeigentiimer zusatzlich einen detaillierten farbigen Planausschnitt, in der
GroRe 1:500 von seinem Grundstiick mit dem neuen StraRenabschnitt. Die
Anlieger werden gebeten ihre Anregungen/Anderungswiinsche schriftlich bis
zu einem bestimmten Termin einzureichen.

» Spatestens 10 Tage vor der der Anliegerversammlung werden die Anlieger und
die Grundeigentiimer durch die Stadt schriftlich eingeladen. Die Verwaltung
erlautert die vorliegende Entwurfsplanung und geht so weit wie erforderlich auf
die bis dahin eingereichten schriftlichen Anregungen und Abanderungs-
wiinsche der Anlieger ein. In dieser Anliegerversammlung konnen weitere
Wiinsche vorgetragen und zu Protokoll gegeben werden, sofern sie nicht
schriftliche eingereicht werden. Uber den Verlauf der Anliegerversammlung
wird ein Protokoll angefertigt.

» Der Fachausschuss berat anschlieBend erneut die StraBenplanung und andert
ggf. den Planentwurf. Danach ladt die Stadt Bornheim erneut zu einer zweiten
Anliegerversammlung ein. Der neue Plan, ob tliberarbeitet oder nicht wird nun
letztmalig den Anliegern und Grundeigentiimern 6ffentlich vorgestellt und
erlautert. Es konnen auch hier weitere Anregungen zu Protokoll gegeben
werden. Uber den Verlauf der Anliegerversammlung wird ein Protokoll
angefertigt.

» Dieses Protokoll wird dem Fachausschuss mit einem zu begriindenden
Beschlussentwurf vorgelegt. Der Ausschuss entscheidet in dieser Sitzung
abschlieRend.

Zur ersten Beratung einer Stralenbaumaflnahme im zustandigen Ausschuss erfolgt generell
eine Veroffentlichung der Sitzungstermine und Tagesordnungspunkte in der Presse (Amts-
blatt). Diese Informationen sind zudem fir jeden Birger auf der Internetseite der Stadt ver-
fugbar und einzusehen. Eine gesonderte Einladung der Anlieger und Grundstlickseigenti-
mer ist daher entbehrlich.

Nach Beratung im Fachausschuss und Beschluss zur Durchfiihrung einer Anliegerversamm-
lung hat jeder Anlieger und Grundstlckseigentimer die Moéglichkeit die Planunterlagen zur
Beschlussvorlage Uber die Internetseite einzusehen, herunterzuladen und auch auszudru-
cken. Alternativ kdnnen die Planunterlagen auch bei der Verwaltung eingesehen werden,
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verotffentlichte Planunterlagen und Planausschnitte kdnnen gebihrenpflichtig (Verwaltungs-
gebihrenordnung!) ausgehandigt werden. Die verschiedenen Planunterlagen (Lageplane,
Regelquerschnitte, Detailplane usw.) weisen festgelegte Planungsmafstadbe und DIN-
Formate auf. In Vorbereitung auf eine Teilnahme an einer Anliegerversammlung kénnen die
Anlieger und Grundstlickseigentimer grundsatzlich anhand der Sitzungsvorlage und als An-
lage enthaltenen Planunterlagen bereits im Vorgriff auf die Vorstellung und Erlauterung der
Planung in der Anliegerversammlung schriftliche Anregungen zur Planung machen. Diese
Moglichkeit wird bereits seit vielen Jahren von interessierten Anliegern und Grundstiicksei-
gentumers praktiziert.

Anregungen von Anliegern und Grundsttickseigentimern zum Strallenraumentwurf, die be-
reits im Vorfeld einer Anliegerversammlung schriftlich eingereicht werden sowie mindliche
und schriftliche Anregungen in und nach der Anliegerversammlung werden gesammelt und,
soweit verkehrsplanerisch und stra3enverkehrsrechtlich vertretbar, in den Strallenraument-
wurf eingearbeitet. Zu jeder Anliegerversammlung wird ein Protokoll gefertigt, das in der wei-
teren Beratungsfolge und Beschlussfassung dem zustandigen Ausschuss zusammen mit der
gdfls. modifizierten Strallenraumplanung vorgelegt wird. Grundsatz und Ziel einer jeden
StralRlenraumplanung ist eine ganzheitliche Planung, die den fachplanerischen Grundsatzen
der Planungsrichtlinien (hier z. B. RASt 06) entspricht und die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs gewahrleistet sowie die Belange aller Verkehrsteilnehmer (z. B. Barrierefreiheit)
berucksichtigt.

Im Rahmen der weiteren Erérterung und Beschlussfassung besteht grundsatzlich die Mog-
lichkeit fur die Anlieger und Grundstiickseigentimer, die ggfls. modifizierte Planung, das Pro-
tokoll zur Anliegerversammlung sowie die hierzu erfolgte fachplanerische Stellungnahme(n)
Uber die offentliche(n) Sitzungsvorlage(n), z. B. auf der Internetseite der Stadt, einzusehen
und weitere erganzende Anregungen einzureichen. Auch nach Beschlussfassung besteht
alternativ die Mdglichkeit, die 6ffentlichen Planunterlagen in der Verwaltung einzusehen und
evtl. kostenpflichtige Kopien zu erhalten. Da der Planungsprozess auch in der Fortschrei-
bung einen sogenannten ,Redaktionsschluss® aufweisen muss, damit dieser zu Ende ge-
bracht und in die Phase der Ausfihrungsplanung und Realisierung Ubergeleitet werden
kann, ist die Frist fur weitere Anregungen in der Regel auf 2 - 4 Wochen nach Durchfuhrung
einer Anliegerversammlung zu begrenzen. Grundsatzlich kdnnen lber den gesamten Pla-
nungsprozess bis hin zur Ausfiihrung von den Anliegern und Grundstiickseigentiimern bei
der Verwaltung Anregungen eingereicht werden, die sich in der Regel jedoch nicht be-
schlussrelevant auswirken, jedoch Berticksichtigung finden kénnen.

Grundlage fir die Verkehrsflachenfestsetzung im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes
bildet eine StralRenraumplanung, die auf der Grundlage der Planungsrichtlinien basiert und
die StralRenraumgestaltung in der Regel bereits nachrichtlich darstellt. Sofern im Vorfeld ei-
ner Stralenraumplanung der Beschluss zur Aufstellung eines Bebauungsplanes erfolgt, be-
inhaltet dieses Verfahren auch die Moglichkeit fur die Grundstuckseigentumer und Anlieger,
Stellungnahmen zur Planung im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit ge-
maR § 3 Abs. 1 BauGB abzugeben. Die Planung wird in einer Einwohnerversammlung vor-
gestellt und im Anschluss 6ffentlich ausgelegt. Hierzu verweist die Verwaltung beispielhaft
auf die Vorlage 530/2018-7 (Bebauungsplan Ro 09 in der Ortschaft Roisdorf;....) und den
hierzu erfolgten Beschluss des Rates vom 11.10.2018.

Stellungnahme/Beantwortung der Frage 3 des Beschlusses der Vorlage 100/2019-9:
Da je nach Umfang, Komplexitdt und Eigenart einer Stralenraumplanung der Aufwand zur
Durchfluihrung weiteren Anliegerversammlungen und Ausschussbeteiligungen sehr unter-
schiedlich ausfallt, kann zum personellen, zeitlichen und finanziellen Aufwand nur eine
grundsatzliche und allgemeine, jedoch keine betragliche Aussage getroffen werden.

Far die Vorbereitung, Durchfihrung und Nachbearbeitung einer Anliegerversammlung fallen
sowohl Personalkosten des stadtischen Personals (z.B. Versammlungsleiter, Amts- und Ab-
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teilungsleiter, Sachbearbeiter der Sachgebiete Strallenbau/Tiefbauplanung, Grunderwerb,
Beitragswesen, Strallenverkehrsangelegenheiten, Grinflachenamt, Protokollfiihrung), des
Betriebspersonal des Stadtbetriebes (Abteilungsleitung und Sachbearbeiter Kanal-
bau/Abwasserplanung) als auch fir die beauftragten externen Ingenieurbiros/Fachplaner fir
die Fachdisziplinen Stra3enplanung sowie Kanalplanung an. Zudem fallen weitere Sachkos-
ten fur die Anmietung/Bereitstellung von Rdumen, der Logistik und Verwaltungs-/Sachkosten
zur Vorbereitung (z. B. Ermittlung der Anlieger und Grundstlickseigentimer unter Berick-
sichtigung der Datenschutzgrundverordnung zur Erstellung und Versand der Einladungen,
Versionierung der sich Uber die Zeit verandernden Inhalte der Planung und die Kommunika-
tion hieriber; Begleitung und Rickkopplung der Zustellung von Informationen, Kommunikati-
on bei Ruckmeldung auf die zusatzlich versandten Informationen) und Durchfiihrung an. In
der Aufsummierung kénnen sich durchaus mehrere hundert Arbeitsstunden fiir die Personal-
bindung ergeben, ohne dabei die Akzeptanz fir die Stral’en- und KanalbaumalRnahme zu
erhdhen. Denn wesentliche Konflikte wie eine mégliche Erhéhung der Verkehrsmenge, die
Inanspruchnahme privater Flachen und die oft erhebliche Kostenbelastung der Anlieger las-
sen sich dadurch nicht beseitigen.

Jenseits dieser verbleibenden ,Grundkonflikte“ geht es hinsichtlich der Akzeptanz um indivi-
duelle Fragestellungen und Probleme auf das jeweilige Einzelgrundstiick bezogen, die in
einer offentlichen Versammlung aus datenschutzrechtlichen Griinden in den meisten Fallen
ohnehin nicht behandelt werden kénnen, sondern in Einzelterminen mit der Verwaltung unter
Beteiligung der jeweiligen Fachabteilungen (z.B. Fragen zum Grunderwerb, den Stral3en-
baubeitragen, der konkreten baulichen Detaillésung an bzw. vor dem jeweiligen Grundstuick)
zu erarbeiten sind.

Die vorgeschlagene Intensivierung und Ausweitung der Anliegerbeteiligung wirde also bei
erheblichen Mehraufwand und der damit verbundenen Reduzierung bzw. Verlangerung der
maoglichen Strallenbauprojekte zumindest keinen generellen Mehrwert gegenuber den der-
zeitigen Beteiligungsverfahren ergeben.

Zur Thematik des Betreffs (hier: Kanalneubau Donnerstein/Oberdorfer Weg in der Ortschaft
Roisdorf) hatte der Antragsteller mit Datum 13.08.2018 einen Antrag an den Verwaltungsrat
des Stadtbetriebes-AdR zur Sitzung am 20.09.2018 gestellt. Auf die Ausfiihrungen der Vor-
lage 579/2018-SBB und den hierzu erfolgten Beschluss (Auszug aus der Niederschrift) wird
hingewiesen.

10 | Antrag des VRM Harald Stadler vom 13.08.2018 betr. Kanalneubau 579/2018-SBB
Donnerstein / Oberdorfer Weg

Beschluss

Der Verwaltungsrat beschliel3t, aus Zeit- und Kostengriinden keine weitere Anwohnerver-
sammlung durchzufiihren, da am 07.06.2015 bereits eine Anwohnerversammlung, die auch
die Durchfiihrung der KanalbaumaBnahme Oberdorfer Weg/Donnerstein beinhaltete, stattge-
funden hat.

- Einstimmig -
Zur gleichen Thematik des o.a. Betreff stellte der ehemaligen Ortsvorsteher der Ortschaft
Roisdorf mit Schreiben vom 13.08.2018 gem. § 19 Abs. 1 der Geschéaftsordnung eine Kleine

Anfrage. Auf die Anfrage und Beantwortung dieser Kleinen Anfrage der Verwaltung vom
15.08.2018 wird ebenfalls hingewiesen.

023/2019-9 Seite 4 von 4




	Datum
	Beratungsfolge
	voname
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

